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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) _ 680 70 - E - Ka 4/72 Bonn, den 15. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
von Umstellungsmaßnahmen auf dem Sektor Kabeljau- 
fischerei durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Januar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drutk: Budidruckerei R. Mddel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Finanzierung von Umstellungsmaßnahmen auf dem 
Sektor Kabeljaufischerei durch den EAGFL, Abteilung 

Ausrichtung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des Rates vom 
20. Oktober 1970 über die Einführung einer ge- 
meinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 
sieht in Artikel 10 Absatz 2 vor, daß gemeinsame 
Maßnahmen zur Verwirklichung von Zielen, wie 
sie in Artikel 10 Absatz 1 dieser Verordnung er- 
wähnt sind, beschlossen werden können, so weit 
sie die Ziele von Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a 
des EWG-Vertrages betreffen. Derartige Maßnah- 
men können gemäß Artikel 1 Absatz 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 (über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik) ^) vom Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Ausrichtung, finanziert werden. 

Die wirtschaftlichen Folgen der Einführung einer 
gemeinsamen Fischereipolitik, vor allem der gänz- 
liche Ausfall der an der Grenze der Gemeinschaft bei 
der Einfuhr von Kabeljau aus Drittländern erho- 
benen Abgaben, machen Maßnahmen zur Förde- 
rung einer Umstellung auf dem Sektor Kabeljau- 
fischerei notwendig. 

Eine gemeinsame Maßnahme zur Umstellung auf 
dem Sektor Kabeljaufischerei muß in erster Linie 
der Förderung der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung auf diesem Sektor im Hinblick auf den 
Fang und die Verwertung von Fischen dienen, und 
zwar entsprechend den Bedürfnissen der Gemein- 
schaft. Außerdem muß die Maßnahme die berufliche 
Umschulung und Fortbildung derjenigen Hochsee- 
fischer im Auge haben, die durch strukturelle Um- 
stellungsmaßnahmen betroffen werden. 

Vorhaben, für die Zuschüsse aus dem Fonds 
beantragt werden, müssen allgemeinen Maßstäben 
entsprechen, mit denen sich einerseits die zweckmä- 
ßige Ausrichtung des Sektors Kabeljaufischerei, an- 
dererseits die Dauerhaftigkeit des wirtschaftlichen 
Nutzeffekts der vorgesehenen Strukturverbesse- 
rungen messen lassen. Sämtliche Käufer aus den 


Mitgliedstaaten müssen sich unter gleichen Voraus- 
setzungen mit Fischereierzeugnissen versorgen 
können, die mit vom Fonds finanzierten Anlagen 
gefangen wurden. 

Zur Förderung abgestimmter Investitionspro- 
gramme, im Hinblick sowohl auf eine Abtakelung 
eines Teiles der Kabeljaufischereiflotte als auch 
auf die Notwendigkeit einer angemessenen Kon- 
zentration des Angebots durch dessen Anpassung 
an die Erfordernisse des Marktes, müssen gewisse 
Prioritäten gesetzt werden. Außerdem muß für Vor- 
haben, für die Zuschüsse aus dem Fonds beantragt 
werden, durch eine eingehende wirtschaftliche Ana- 
lyse nachgewiesen werden, daß durch die betreffen- 
den Anlagen eine Höchstproduktivität erzielt wird. 

Für Trawler und Thunfischfangschiffe sind be- 
stimmte Mindestmerkmale festzulegen, um zu ge- 
währleisten, daß diese Produktionseinheiten in von 
den Küsten der Gemeinschaft weit entfernten Ge- 
wässern Fischfang treiben können. 

Ein Fondszuschuß von höchstens 25 v. H. des In- 
vestitionsbetrages stellt eine angemessene Beteili- 
gung an der Investition dar. 

Eine Lösung der durch die Umstellung auf dem 
Sektor Kabeljaufischerei entstehenden Probleme 
wird durch die Beteiligung des Fonds, die sich auf 
zehn Millionen Rechnungseinheiten während eines 
Zeitraums von fünf Jahren beläuft, möglich - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Umstellungsmaßnahmen auf dem Sektor 
Kabel j auf ischerei 

KAPITEL I 

Maßnahmen zur strukturellen Umstellung der 
Kabeljaufischereiflotte 

Artikel 1 

1. Zur Erleichterung der strukturellen Umstellung 
der Kabeljaufischereiflotte beteiligt sich der Euro- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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päische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, nachstehend 
Fonds genannt, an der Finanzierung von Vorhaben 
zur Förderung der Erzeugung, Verarbeitung und 
Vermarktung auf dem erwähnten Sektor, so weit die 
Vorhaben den Zielen von Artikel 10 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 dienen. 

2. Unter „Kabeljauflotte" ist die Hochseeflotte zu 
verstehen, deren Fänge sofort an Bord der Fang- 
schiffe gesalzen und bei ihrer Anlandung der Tarif- 
nummer 03.02 des Gemeinsamen Zolltarifs zugeord- 
net werden. 

3. Unter Förderung der Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung ist die Bereitstellung von Anlagen 
für folgende Zwecke zu verstehen: 

a) Fischfang mit Schiffen, die mit Gefrieranlagen 
ausgestattet sind; 

b) Verwertung des Fangs dieser Schiffe durch 
Filetieren bzw. sonstige Arten der Aufmachung 
und Verarbeitung, die einen den Verbrauchs- 
tendenzen in den Mitgliedstaaten angepaßten 
Absatz der betreffenden Erzeugnisse sichern. 

4. Unter Vorhaben ist jede staatliche, halbstaat- 
liche oder private Investition, die ganz oder teil- 
weise den in Absatz 2 genannten Tätigkeiten dient, 
zu verstehen. 

5. Die Beteiligung des Fonds erstreckt sich nur auf 
den Teil des Vorhabens, der die Bereitstellung der 
in Absatz 3 genannten Anlagen betrifft. 


Artikel 2 

Um einen Zuschuß aus dem Fonds erhalten zu kön- 
nen, muß ein Vorhaben gleichzeitig folgenden allge- 
meinen Kriterien entsprechen: 

1. es muß eine Anpassung bzw. Ausrichtung des 
Sektors Kabeljaufischerei anstreben, die ent- 
weder durch die wirtschaftlichen Auswirkungen 
der Einführung einer gemeinsamen Fischereipoli- 
tik nötig "geworden ist, oder die den Erforder- 
nissen dieser Fischereipolitik dienen könnte; 

2. es muß einen dauerhaften wirtschaftlichen Nutz- 
effekt der vorgesehenen Strukturverbesserung 
hinreichend gewährleisten; 

3. es muß gewährleisten, daß die mit den bereit- 
gestellten Anlagen erzielten Fänge so abgesetzt 
werden, daß sämtliche Käufer der Mitgliedstaa- 
ten freien Zugang zu diesen Fängen haben. 


Artikel 3 

Unter den Vorhaben zur Bereitstellung von Anlagen 
gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a werden fol- 
genden bevorzugt Zuschüsse aus dem Fonds ge- 
währt: 

- solchen, deren Durchführung im Rahmen eines 
zwischen mehreren Begünstigten abgestimmten 
Investitionsprogramms erfolgt und die mit einer 
Verringerung der Produktionskapazität der Kabel- 
jauflotte Zusammenhängen, oder 

- sulchen, bei denen die Begünbligten in bezug auf 
die Fänge, die mit vom Fonds finanzierten An- 
lagen erzielt wurden, einer Organisation von Er- 
zeugern von Fischereierzeugnissen angehören 
oder sich zum Beitritt verpflichten. Der Beitritt zur 
Erzeugerorganisation muß vor Inbetriebnahme 
der Anlagen erfolgt sein. 


Artikel 4 

Bedingung für die Gewährung der in Artikel 1 ge- 
nannten Zuschüsse ist, daß der Begünstigte eine 
wirtschaftliche Analyse des Vorhabens vorlegt, die 
sämtliche erforderlichen Gesichtspunkte für die Fest- 
stellung enthält, ob die Anlagen, für welche die Zu- 
schüsse des Fonds beantragt wurden, eine aus- 
reichende Verarbeitungskapazität zur Gewährlei- 
stung von Erzeugung, Konservierung, Aufmachung 
oder Verarbeitung der betreffenden Fischereierzeug- 
nisse unter wirtschaftlichsten Bedingungen auf- 
weisen. 


Artikel 5 

Um einen Zuschuß aus dem Fonds erhalten zu kön- 
nen, müssen die in Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a 
genannten Anlagen folgenden technischen Mindest- 
anforderungen genügen: 

a) Trawler müssen 

- einen Mindestraumgehalt von fünfzehnhundert 
Bruttoregistertonnen haben, 

- mit einer Gefrieranlage ausgerüstet sein, die 
ein Tiefgefrieren der Fische bei — 40'^C odei 
noch tieferen Temperaturen gestattet; 

b) Thunfischfangschiffe müssen 

- einen Mindestraumgehalt von sechshundert 
Bruttoregistertonnen haben, 

- mit der Ringwade fischen, 

- mit elektronischen Apparaten zur Aufspürung 
der Fische ausgerüstet sein, 

- mit einer Gefrieranlage ausgerüstet sein, die 
ein Tiefgefrieren der Fische bei — 40^C oder 
noch tieferen Temperaturen gestattet. 
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Artikel 6 

Mit jedem Antrag auf Gewährung eines Zuschusses 
legt der betreffende Mitgliedstaat der Kommission 
eine wirtschaftliche Ausarbeitung zum Nachweis da- 
für vor, daß bei dem Vorhaben ein angemessenes 
Verhältnis zwischen dem Fang der betreffenden 
Fischereierzeugnisse und ihren Absatzmöglichkeiten 
sowohl auf einzelstaatlicher als auch auf Gemein- 
schaftsebene besteht und daß dieses Verhältnis sich 
wahrscheinlich nicht kurz- oder mittelfristig ändern 
wird. 


KAPITEL 2 

Maßnahmen für die Berufsfortbildung der 
durch die strukturelle Umstellung der 
Kabeljaufischereiflotte betroffenen 
Hochseefischer 


Artikel 7 

Um den in der Kabeljaufischerei tätigen Hochsee- 
fischern eine Berufsfortbildung zu ermöglichen, die 
den neuen Anforderungen der Schiffahrt als Folge 
der Maßnahmen für eine strukturelle Umstellung 
der Kabeljaufischereifiotte entspricht, gewähren die 
Mitgliedstaaten den betroffenen Personen Beihilfen 
zum Besuch von Berufsfortbildungs- bzw, Berufsum- 
schulungsstätten. 


Titel II 

Allgemeine und finanzielle Bestimmungen 


Artikel 8 

Sämtliche in dieser Verordnung gemäß Titel I Ka- 
pital 1 vorgesehenen Maßnahmen bilden eine ge- 
meinsame Maßnahme im Sinne des Artikels 6 Ab- 
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70. 


Artikel 9 

1. Der vorgesehene Zeitraum für die Durchführung 
der in dieser Verordnung genannten gemeinsamen 
Maßnahme beträgt fünf Jahre. 

2. Die voraussichtlichen Gesamtkosten dieser ge- 
meinsamen Maßnahme zu Lasten des Fonds betra- 
gen 10 Millionen Rechnungseinheiten bzw. grund- 
sätzlich 1 Million Rechnungseinheiten je Halbjahr. 
Die nichtverbrauchten Mittel eines Halbjahres kön- 
nen auf das folgende Halbjahr übertragen werden. 


Artikel 10 

1. Die Zuschüsse des Fonds bestehen aus Kapital- 
beihilfen, die auf einmal oder in mehreren Raten 
gewährt werden. 

2. Je Vorhaben 

- dürfen die Kapitalbeihilfen des Fonds 25 Vo der 
durchgeführten Investition nicht überschreiten, 

“ muß die finanzielle Eigenbeteiligung des Begün- 
stigten an der Investition mindestens 50 Vo aus- 
machen. 

3. Die Beteiligung des Fonds darf die Wettbewerbs- 
bedingungen nicht in einer mit den diesbezüglichen, 
im EWG-Vertrag enthaltenen Grundsätzen unver- 
einbaren Weise verändern 

4. Die Kommission sorgt dafür, daß die Tätigkeit 
des Fonds mit der der Europäischen Investitions- 
bank im Einklang steht. 

Artikel 11 

1. Für einen Zuschchuß der Fonds muß das Vor- 
haben von dem Mitgliedstaat, auf dessen Gebiet es 
durchgeführt werden soll, befürwortet worden sein. 

2. Der Mitgliedstaat, auf dessen Gebiet das Vor- 
haben durchgeführt werden soll, beteiligt sich an 
dessen Finanzierung. 


Artikel 12 

Zuschüsse des Fonds kommen natürlichen oder 
juristischen Personen bzw. deren Zusammenschlüs- 
sen, die die finanzielle Last der Durchführung des 
Vorhabens in letzter Instanz ganz oder teilweise 
tragen, zugute. 


Artikel 13 

1. Anträge auf Zuschüsse des Fonds werden der 
Kommission zweimal jährlich bis zum 1. Juli oder 
bis zum 1. Januar eingereicht. Die Kommission ent- 
scheidet darüber innerhalb des auf den jeweiligen 
Termin folgenden Halbjahres. 

2. Anträge auf Zuschüsse des Fonds sind von dem 
jeweiligen Mitgliedstaat einzureichen. 

3. Jedem Antrag auf einen Zuschuß des Fonds ist 
eine schriftliche Verpflichtung des Antragstellers 
beizufügren, daß er sich hinsichtlich der zu ver- 
marktenden Erzeugnisse an die in Artikel 2 unter 3 
genannte Verpflichtung hält. 

4. Die in den Anträgen zu machenden Angaben 
sowie die Form, in der sie vorgelegt werden, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 13 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 bestimmt. 
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Artikel 14 

1. Die Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds 
wird nach dem Verfahren des Artikels 15 beschlos- 
sen; die Kommission entscheidet, nachdem sie den 
Fondsausschuß zu den finanziellen Aspekten gehört 
hat. 

2. Die Entscheidung wird dem betreffenden Mit- 
gliedstaat und den Begünstigten mitgeteilt. 


Artikel 15 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Vertre- 
ters eines Mitgliedstaates den Ständigen Struktur- 
ausschuß für die Fischwirtschaft. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb einer 
Frist, die der Vorsitzende entsprechend der Dring- 
lichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen kann, 
Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehr- 
heit von zwölf Stimmen zustande, wobei die Stim- 
men der Mitgliedstaaten entsprechend den Vor- 
schriften des Artikels 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese nicht der 
Stellungnahme des Ausschusses, so werden sie dem 
Rat von der Kommission alsbald übermittelt; in 
diesem Fall kann die Kommission die Anwendung 
der von ihr beschlossenen Maßnahmen bis zur Dauer 
von höchstens einem Monat nach dieser Mitteilung 
aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 16 

Bei der Kommission eingereichte Anträge auf Zu- 
schüsse des Fonds zugunsten von Vorhaben, die we- 
gen unzureichender Mittel nicht berücksichtigt wer- 
den konnten, können von den betreffenden Mitglied- 
staaten im Einvernehmen mit den Antragstellern 
auf den folgenden Einreichungszeitraum übertragen 
werden, übertragene Anträge sind der Kommission 
binnen höchstens dreißig Tagen vom Datum ab, an 
dem der betreffende Mitgliedstaat Mitteilung von der 
Entscheidung gem.äß Artikel 14 Absatz 3 erhielt, 
vorzulegen. 

Artikel 17 

1. Die Zuschüsse werden über die Stelle gewährt, 
die der betreffende Mitgliedstaat hierfür benennt. 


2. Die hierfür vom betreffenden Mitgliedstaat be- 
nannte Stelle übermittelt der Kommission auf deren 
Antrag während der gesamten Dauer der Beteili- 
gung des Fonds alle Belege oder sonstigen Unter- 
lagen, aus denen hervorgeht, daß die finanziellen 
oder sonstigen Auflagen für jedes Vorhaben erfüllt 
werden. Die Kommission kann die Nachprüfung er- 
forderlichenfalls an Ort und Stelle durchführen. 

Artikel 18 

1. Wird ein Vorhaben, für welches Zuschüsse be- 
willigt wmrden, nicht wie vorgesehen durchgeführt, 
oder werden bestimmte Auflagen nicht erfüllt, so 
können die Zuschüsse des Fonds nach dem Verfahren 
des Artikels 15 ausgesetzt, eingeschränkt oder ein- 
gestellt werden. Die Kommission entscheidet nach 
Anhörung des Fondsausschusses zu den finanziellen 
Aspekten. 

2. Die Entscheidung der Kommission wird dem 
betreffenden Mitgliedstaat und den Begünstigten 
mitgeteilt. 

Artikel 19 

1. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 8 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 treffen die Mit- 
gliedstaaten gemäß den einzelstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften bei Nichteinhaltung 
der in Artikel 13 Absatz 3 genannten Verpflichtung 
die erforderlichen Maßnahmen, um die durch die 
Gemeinschaft gezahlten Beträge wieder einzuziehen. 
Sie unterrichten die Kommission von den angewand- 
ten Maßnahmen und teilen ihr von allem regelmäßig 
den jeweiligen Stand der diesbezüglichen Verwal- 
tungs- bzw. Rechtsverfahren mit. 

2. Die beizutreibenden Beträge werden auf Betrei- 
ben des betreffenden Mitgliedstaates eingezogen 
und der Gemeinschaft binnen sechs Monaten nach 
dem Einziehungsdatum überwiesen. 

Artikel 20 

Bei Anwendung des in Artikel 19 Absatz 1 vorge- 
sehenen Verfahrens vor Ablauf von fünf Jahren vom 
Zeitpunkt der Gewährung des Zuschusses des Fonds 
an den Begünstigten an werden die wiedereinzu- 
ziehenden Beträge um einen Zinsbetrag in Flöhe 
von jährlich acht Prozent erhöht. Der Begünstigte 
braucht diesen Zinsbetrag jedoch nicht zu entrichten, 
wenn er nachweisen kann, daß er seinen Verpflich- 
tungen aus Gründen, die seinem Willen nicht unter- 
lagen, nicht nachkommen konnte. 

Artikel 21 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten für in 
Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a genannten Anlagen, 
deren Herstellung seit dem 1. Juni 1971 begonnen 
wurde. 
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Artikel 22 

Die Durchführungsbestimmungen für die Artikel 16, 
18 und 19 werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 23 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Rat hat bei Annahme der Grundverordnungen 
über die gemeinsame Fischereipolitik eine Erklärung 
abgegeben, in der er insbesondere die Kommission 
aufgefordert hat, ihm spätestens zwei Monate nach 
dem Inkrafttreten der Verordnung über die Ein- 
führung einer gemeinsamen Strukturpolitik geeig- 
nete Vorschläge für gemeinsame Maßnahmen im 
Bereich der handwerklich betriebenen Küstenfische- 
rei einerseits und der mit einer Reedereiflotte be- 
triebenen Hochseefischerei andererseits vorzulegen. 
Die Vorarbeiten für die Ausarbeitung der Vorschlä- 
ge für gemeinsame Maßnahmen im Bereich der hand- 
werklich betriebenen Küstenfischerei sind noch nicht 
abgeschlossen, und das vorliegende Dokument be- 
schränkt sich auf die gemeinsame Maßnahme be- 
züglich der Umstrukturierung der Hochseeflotte, 
hier „Kabeljauflotte" genannt, deren Tätigkeit da- 
durch gekennzeichnet ist, daß der gefangene Kabel- 
jau direkt an Bord des Fischereischiffes gesalzen 
wird. 

Die in der Gemeinschaft vorhandene Kabeljauflotte 
befindet sich seit einigen Jahren infolge des zurück- 
gegangenen inländischen Verbrauchs und der de- 
pressionistischen Tendenz der Hauptauslandsmärkte 
in einer wirtschaftlich schwierigen Lage. Darüber 
hinaus wird die Lage verschärft durch den stärkeren 
Druck der ausländischen Konkurrenz auf dem Ge- 
meinschaftsmarkt infolge der Annahme der Ein- 
fuhrregelung, wie sie im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation vorgesehen ist (Artikel 16 und 
17 der Verordnung Nr. 2142/70); diese Regelung ist 
insbesondere durch die autonome Aussetzung der 
Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die Erzeug- 
nisse des Kapitels 03.02 gekennzeichnet. 

Der vorliegende Vorschlag hat zum Ziel, die Bedin- 
gungen, unter denen sich die Betriebe des genann- 
ten Sektors an die neuen Marktstrukturen anpassen 
können, zu erleichtern. 


A. Wirtschaftlidie Lage der Kabeljaufischerei 
Produktion 

Die Produktion von an Bord der Fischereischiffe der 
Gemeinschaft gesalzenem Kabeljau beträgt rund 
45 000 t (vorläufige Ziffer für das laufende Jahr); es 
ist jedoch auf den erheblichen Rückgang im Ver- 
gleich zu den vorangegangenen Jahren hinzuweisen, 
in denen die Produktion weit über 50 000 t betrug. 

Die direkt an Bord gesalzene Produktion wird in 
Frankreich von einer spezialisierten Flotte und in 
Deutschalnd von Gefrierschiffen zusätzlich zur Pro- 
duktion von Gefrierfisch durchgeführt. Die franzö- 
sische Produktion stellt allein im Durchschnitt über 
90 V. H. der direkt an Bord gesalzenen Gemein- 
schaftsproduktion her. Bei der belgischen Produktion 


wird das Salzen des Kabeljaus auf dem Festland 
vorgenommen und die Erzeugung, die seit einigen 
Jahren zunimmt, beträgt durchschnittlich 6000 t. 

Verbrauch 

Italien ist das wichtigste Verbraucherland der Ge- 
meinschaft, und sein Bedarf beziffert sich um 35 000 t 
pro Jahr. An zweiter Stelle kommt Frankreich mit 
einem Jahresabsatz von 25 000 t auf dem Binnen- 
markt. In den übrigen Ländern der Gemeinschaft ist 
der Anteil am Verbrauch außerordentlich gering. 

Darauf hinzuweisen ist, daß nach einem spürbaren 
Rückgang zwischen 1960 und 1967 die Verbrauchs- 
tendenz im Laufe der letzten drei Jahre ziemlich be- 
ständig geblieben ist. 

Handelsbeziehungen 

Was die Einfuhren aus dritten Ländern anbelangt, 
so versorgt sich Italien insbesondere aus den skan- 
dinavischen Ländern (Norwegen, Dänemark), die 
rund 60 v. H. seines Bedarfs liefern; die übrigen 
Länder führen nur kleine Mengen ein. Bei den Aus- 
fuhren der Gemeinschaft bleibt Frankreich das 
Hauptausfuhrland. Seine Exporte, die sich auf etwa 
die Hälfte der Landesproduktion belaufen, werden 
insbesondere in die überseeischen Departements 
und Gebiete geleitet sowie nach dem Kongo, den 
Vereinigten Staaten, Brasilien usw. 

Stand der Fischereiflotte 

Im Jahre 1970 bestand die Kabeljauflotte der Mit- 
gliedstaaten aus 19 französischen spezialisierten 
Schiffen mit Einsalzvorrichtung und mit einer 
Tonnage von jeweils 900 bis 1800 t sowie aus drei 
deutschen Schiffen mit Einsalzvorrichtung und mit 
einer Tonnage von jeweils weniger als 250 t. 

Das Durchschnittsalter dieser Flotte beträgt mehr 
als 12 Jahre, neuer sind drei Halbgefrierschiffe, die 
1967/68 auf Kiel gelegt wurden. 


B. Soziale Lage der Mannschaften 

Die Kabeljauflotte der Gemeinschaft beschäftigt zur 
Zeit rund 1000 Personen, Das gegenwärtige Neben- 
einanderbestehen der spezialisierten Schiffe mit 
Eins alz Vorrichtung und der Gefrierschiffe macht es 
jedoch sehr schwierig, die für diese Flotte erforder- 
lichen Mannschaften, die in moderneren Schiffen 
anziehendere Arbeits-, Komfort- und Sicherheits- 
bedingungen und darüber hinaus natürlich bessere 
Lohnbedingungen vorfinden, zu halten und anzu- 
heuern. 
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C. Bemerkungen zu der vorgeschlagenen ge- 
meinsamen Maßnahme 

Im Rahmen der hier behandelten gemeinsamen Maß- 
nähme zur Umstrukturierung und Entwicklung der 
Hochseeflotte muß eine gewisse grundsätzliche 
Auswahl, insbesondere bezüglich der zu fördernden 
Produktionsarten und der erforderlichen Maßnahmen 
für die berufliche Umschulung der Mannschaften 
getroffen werden. 

Die vorgeschlagene Auswahl beruht insbesondere 
auf der langfristigen Tendenz der Nachfragestruk- 
tur und auf dem Bedarf der Verarbeitungsindustrien 
der Gemeinschaft. 

1. Auswahl der zu fördernden Produktionsarten 

Zwei Tätigkeitsbereiche scheinen im Rahmen dieser 
gemeinsamen Maßnahme förderungswürdig zu sein: 
auf der einen Seite die Gefrierfischproduktion und 
auf der anderen Seite die Produktion von gefrore- 
nem Thunfisch. 

Bezüglich des Gefrierfisches (jeder Fisch außer Thun- 
fisch und insbesondere die folgenden Arten: Kabel- 
jau, Schellfisch, Köhler usw.) weist die Gemein- 
schaft im Jahre 1970 mit einer Produktion von 
150 000 t (Gewicht des Erzeugnisses einschließlich 
Filets) und einem Gesamtverbrauch von über 200 000 
t ein glattes Defizit auf. 

Diese Zahl wird im übrigen zunehmen, denn die 
Expansion der Nachfrage nach Gefrierfisch hält in 
der Gemeinschaft weiterhin an. Aus diesem Grunde 
zielen in den meisten Mitgliedstaaten, namentlich 
in Frankreich und Deutschland, staatliche Entwick- 
lungsprogramme darauf ab, die Produktion auf dem 
betroffenen Sektor zu fördern. 

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß trotz 
der unternommenen Anstrengungen die Produktion 
weiterhin gleich bleibt, denn nur die modernsten 
Einheiten können die von der Gemeinschaft ent- 
fernt liegenden Fanggebiete, insbesondere im Süd- 
atlantik, nutzen. Darüber hinaus wird im Rahmen 
einer erweiterten Gemeinschaft die Produktion der 
Beitrittsländer und insbesondere Norwegens wahr- 
scheinlich das Defizit der Gemeinschaft nicht aus- 
gleichen können, einerseits wegen der Erhöhung 
der internen Nachfrage der Gemeinschaft und ande- 
rerseits der Notwendigkeit, die traditionellen Han- 
delsströme mit den Drittländern, insbesondere mit 
den Vereinigten Staaten, aufrechtzuerhalten. 

Was Thunfisch anbelangt, so erzeugt die Gemein- 
schaft zur Zeit etwa 50 000 t; diese Menge 
kann nicht für einen inner gemeinschaftlichen Ver- 
brauch von 150 000 t ausreichen, von denen 
40 000 t aus eingeführten Thunfischkonserven 
aus dritten Ländern bestehen. Im Laufe der letzten 
Jahre ist das Problem der Versorgung des Gemein- 
schaftsmarktes und insbesondere der Konserven- 


betriebe sehr ernst geworden, und es wurde durch 
die Tendenz zur Erhöhung der Rohstoffpreise auf 
dem Weltmarkt noch schwerwiegender. Diese Situa- 
tion hat einige Konservenfabriken der Mitglied- 
staaten dazu geführt, ihre Tätigkeit einzuschränken, 
wodurch ein schwerwiegendes Beschäftigungspro- 
blem in einigen Küstengebieten entstanden ist. Die 
Bereitstellung einer modernen Thunfischflotte, die 
durch die gegenwärtige gemeinsame Maßnahme ge- 
fördert wird, würde erlauben, unter ausreichenden 
Sicherheitsbedingungen die Gemeinschaftsversor- 
gung und gegebenenfalls in gewissem Maße die 
Lieferung von Thunfisch an die neuen Länder der 
erweiterten Gemeinschaft, die nicht Produzenten 
dieses Erzeugnisses sind, zu gewährleisten. Das ge- 
samte Versorgungsproblem ist um so besorgniser- 
regender, als sich die wichtigsten erzeugenden Dritt- 
länder selbst einer Erhöhung des Inlandverbrauchs 
gegenübergestellt sehen werden. 

2. Maßnahmen zur Umschulung der Mannschaften 

Im Rahmen einer weitgehenden Umstellung der 
Kabel j auf ischerei muß auch der Aspekt bezüglich 
des Berufsausbildungsgrades der Mannschaften, die 
vielfältige und neue Aufgaben übernehmen müssen, 
welche einerseits auf den hohen Technisierungsgrad 
der Schiffe (Mechanisierung der Fischereitechniken, 
Bedienung von perfektionierten Maschinen usw.) 
beruhen und andererseits auf den Folgen, die sich 
aus der Änderung der genutzten Fanggebiete er- 
geben, beachtet werden. Um diesen Schwierigkeiten 
zu begegnen, müssen bestimmte Maßnahmen zur 
Förderung von Aufbaulehrgängen für die von der 
Umstellungsaktion betroffenen Mannschaften sowie 
der Berufsausbildung der jungen Seeleute im Rah- 
men der gegenwärtigen gemeinsamen Maßnahmen 
vorgesehen werden. In Anbetracht der unterschied- 
lichen sozialökonomischen Bedingungen in den Mit- 
gliedstaaten und der relativ geringen Anzahl von 
Arbeitnehmern scheint es zweckmäßig zu sein, die 
geeignetsten Maßnahmen direkt auf nationaler Ebe- 
ne zu treffen. 


D. Bemerkungen zu allgemeinen und finanziel- 
len Maßnahmen 

Um eine gute Verwendung der verfügbaren Mittel 
zu gewährleisten, sollten die Investitionsvorhaben, 
die vom Fonds bezuschußt werden, bestimmten Kri- 
terien entsprechen, die eine Beurteilung der gebo- 
tenen Garantie auf wirtschaftlicher und finanzieller 
Ebene zulassen. Die Mitgliedstaaten müssen darüber 
hinaus bei der Übermittlung der Vorhaben an die 
Kommission die Art und die Höhe ihrer finanziellen 
Beteiligung angeben. Diese Angabe ist für eine voll- 
ständige Beurteilung der charakteristischen Merk- 
male des Vorhabens durch die Kommission erfor- 
derlich. Die Beteiligung des Fonds ist in Form von 
Kapitalbeihilfen für öffentliche, halböffentliche oder 
private Investition vorgesehen, wobei diese Sub- 
ventionen 25 V. H. der Höhe der tatsächlichen Inve- 
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stition erreichen können. Darüber hinaus erhalten 
die Vorhaben, die auf den Fischfang ausgerichtet 
sind und insbesondere diejenigen, deren Begünstigte 
einerseits einer Erzeugerorganisation beigetreten 
sind oder sich zu ihrem Beitritt verpflichten und die 
andererseits ihre Investitionen im Rahmen eines 
untereinander abgestimmten strukturellen Pro- 
gramms harmonisieren, in Anbetracht ihrer beson- 
deren Bedeutung den Zuschuß des Fonds im Ver- 
gleich zu den übrigen Vorhaben mit Vorrang. 

Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen 
Maßnahmen stellen eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung . 
(EWG) Nr. 729/70 dar, da sie zur Verwirklichung 
der Ziele vom Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a des 
Vertrages, beitragen. 

Die vorgesehene Dauer für die Beteiligung des 
Fonds beträgt fünf Jahre. 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für diese ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des Fonds belaufen 
sich auf 10 Millionen Rechnungseinheiten. 


Die Modalitäten für die Gewährung des Fondszu- 
schusses sind im großen und ganzen mit denen ver- 
gleichbar, die gegenwärtig für die Finanzierung der 
Vorhaben im Rahmen der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG angewendet werden. Vorgesehen ist, um das 
Funktionieren des Fonds zu vereinfachen und die 
Zeitspanne zwischen der Vorlage der Anträge auf 
Zuschuß und der Entscheidung über die Gewährung 
des Zuschusses zu verkürzen, daß die Anträge 
zweimal jährlich vor dem 1. Juli und dem 1. Januar 
eines jeden Jahres der Kommission vorgelegt wer- 
den müssen und daß die Kommission in dem Halb- 
jahr, das auf den letzten Zeitpunkt für die Einrei- 
chung der Anträge folgt, eine grundsätzliche Ent- 
scheidung treffen muß. 

Schließlich ist in dieser Verordnung eine Klausel 
vorgesehen, die ein Wiedereinziehen der ausbezahl- 
ten Summe ermöglicht, falls der Empfänger des 
Fondszuschusses den von ihm eingegangenen Ver- 
pflichtungen nicht nachkommt. 
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